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Was sagt Europa zur Deutschlandfrage?
E N G L A N D : Wahlkampf und Außenpolitik

London, den 12. 10. 51 zaghaft, unentsdilossen, sdiwerfäl-

Die Außenpolitik gehört nach 
englisdier A nsidit nicht in den 

Wahlkampf, und so haben sich 
denn die drei großen Parteien m 
ihren W ahlmanifestationen auch 
mit einigen lapidaren Sätzen zu 
diesem Thexna begnügt. Die La- 
bour-Partei legte den Ton auf Frie­
den und kollektive Verteidigung, 
druckte schwere Enttäuschung über 
die sowjetische Politik aus und 
ließ die USA. unerwähnt. Das 
Commonwealth ebenso wie Groß­
britannien selbst müssen gestärkt 
werden, durch W irtschaftshilfe für 
die .unterentw ickelten“ Gebiete 
nidit weniger als durch Rüstungen, 
Die Konservativen räumen Sicher­
heit, Fortschritt und Zusammenhalt 
des »Empire und Commonwealth“ 
den ersten Platz ein, nennen die 
Einigkeit der englisdi-spreciienden 
Völker an zw eiter Stelle und wol­
len auf diesen beiden „soliden Fun­
damenten“ w eiter für ein geeintes 
Europa arbeiten, das später auch 
einmal die Länder hin ter dem 
Eisernen Vorhang einschließen soll. 
Frieden durch geeinte Kraft ist das 
konservative Motto. Das liberale 
Wahlmanifest spricht von kollek­
tiver Sicherheit, der Herrschaft des 
Rechts und Schutz britischer Inter­
essen durch internationales Recht. 
Das Commonwealth ist eine der 
stärksten Friedenskräfte; der Euro­
parat, die Gemeinschaft mit den 
USA. und die N ordatlantik- und 
Pazifik-Pakte sind den Liberalen 
Vorläufer einer körnenden inter­
nationalen Regierung.

Die W ahlmanifeste zeigen also 
nur kleine Unterschiede. So wie 
alle britischen Parteien ihre Frie­
densliebe betonen, unterstützen sie 
audi alle die Aufrüstung als eine 
bedauerliche Notwendigkeit. H ier­
über gibt es in der Tat keine Zwei­
fel oder Illusionen, bei den W äh­
lern ebensowenig wie bei den Po­
litikern.

Bei so viel ausdrücklicher Über­
einstimmung hätte man erw arten 
können, auch im W ahlkampf wenig 
über Außenpolitik zu hören. Dafür 
■war aber der persische Ölkonflikt 
denn dodi zu akut. Er bot den 
Konservativen eine willkommene 
Gelegenheit, die Regierung als

lig und ungeschickt zu kritisieren, 
während die sozialistischen W ahl­
redner den Tories mit dem Vor­
wurf machthaberischer und kriegs­
lüsterner H intergedanken antwor­
teten. Daß die diplomatiscb-wirt- 
schaftliche N iederlage in Persien 
dem W ähler viel zu denken gibt, 
stellte sicäi im Verlauf des W ahl­
kampfs sehr schnell heraus. Im 
Zusammenhang damit und dem 
mißlichen V erhältnis mit Ägypten 
fand der ganze N ahe Osten einige 
Beaditung. Das Verhältnis mit 
Am erika und Rußland interessierte 
den über die hohen Lebenshal­
tungskosten besorgten W ähler 
auch, das m it den europäischen 
Ländern aber schon viel weniger.

Die Deutschland-Frage erscheint 
vielen Politikern als ein heikles 
Thema, das am besten den Fach­
leuten im Auswärtig'en Amt über­
lassen bleibt. Selbst Außenminister 
sind bekanntlich auf solchen Spe­
zialgebieten dem vermeintlich bes­
ser fundierten Urteil ihrer beruf­
lichen Berater gefolgt. N ur Mr. 
Churchill hat sich eingehender über 
europäische Fragen geäußert. Für 
ein geeintes Europa, sagte er, hat 
die Attlee-Regierung nichts getan, 
weil sie nur an einem sozialistisch 
geeinten Europa interessiert wäre. 
In W estdeutschland hätte sie nach 
langer Verzögerung eine versöhn­
lichere Politik eingeschlagen, aber 
durch zu lange fortgesetzte De­
m ontagen und Gerichtsverfahren 
gegen deutsche Generale ihrer 
jetzigen Politik jeden Anschein 
von Großzügigkeit genommen. Bei 
der Beurteilung dieser Kritik darf

man aber nicht vergessen, daß 
Mr. Churchill audi seinen konser­
vativen Parteifreunden in seiner 
Einschätzung außenpolitischer Rea­
litäten ideeller w ie m aterieller Art 
weit voraus ist. Seine spontane 
Unterstützung des Europarats 
brachte selbst seinen getreuen Ad­
jutanten  Eden in Verlegenheit. 
Seine Äußerungen über die La- 
bour-Politik gegenüber Deutsch­
land werden ebenfalls nicht von 
allen Konservativen geteilt. Zwar 
wird die bestehende Teilung 
Deutschlands auf beiden Seiten des 
Unterhauses als eine Gefahren­
quelle erster Ordnung betrachtet, 
aber ihrer Beseitigung müßte nach 
Lage der Dinge eine Auseinander­
setzung mit der Sowjet-Union vor­
ausgehen. Eine konservative Re­
gierung könnte an sich, über die 
psychologischen Belastungen der 
Nachkriegsjahre hinwegsehend, die 
Initiative zu einem diplomatischen 
Friedensvorstoß ergreifen, zumal 
ihre Führer Churchill und Eden 
über Zweifel hinsichtlich ihres 
Wunsches nach engstmöglicher Zu­
sammenarbeit mit den USA. erha­
ben sind. Sie würde aber zweifel­
los ihre Europapolitik mit W ashing­
ton abstimmen, wobei die Möglich­
keit einer stärkeren Vertretung 
rein britischer Interessen natürlich 
keineswegs ausgeschlossen ist. 
Demgegenüber würde eine neue 
Labour-Regierung, wie die „Times“ 
und andere Beobachter vermuten, 
in auswärtigen Angelegenheiten 
vielleicht vorsichtiger operieren 
müssen, weil die inneren Gegen­
sätze zwischen A ttlee's M ajorität 
und der Bevan-Gruppe nur not­
dürftig für die Dauer des W ahl­
kampfs überbrüdct worden sind. (A.)

FRANKREICH will keine restlose Neutralisierung
Paris, den 11. 10. 51 gegebenen internationalen Kon-

W o h l kaum ein Franzose, sei 
er Kommunist, Gaullist oder Sozia­
list, hält die deutsche W ieder­
aufrüstung für wünschenswert. In 
dieser Frage kann man von einer 
restlosen nationalen Einmütigkeit 
sprechen. Die Geister scheiden sich 
erst, wenn es darum geht zu be­
urteilen, ob der deutsche W ehrbei­
trag  vermieden werden kann oder 
nicht. Die M ehrheit der öffentlichen 
Meinimg ist bereit, darin in der

junktur und in Anbetracht der so­
wjetischen Gefahr ein unumgäng­
liches Übel zu sehen, allerdings 
m it dem sehr fühlbaren Wunsch, 
keine Gelegenheit entgehen zu 
lassen, um eine zufriedenstellen­
dere Lösung zu finden. Zu dieser 
realistisch eingestellten M ehrheit 
gehören selbstverständlich nidit 
die Kommunisten.

A ber selbst in den anderen, po­
litischen Lagern machen sich zu­
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nehmend Gegenkräfte bemerkbar. 
Die Neubildung der Soldatenbühde 
und die sie begleitenden Erklärun­
gen ehemaliger Generale entfach­
ten das seit einem Jah r etwas ge­
dämpfte, aber n id it erlosdiene 
M ißtrauen gegenüber dem deut­
sdien Militarismus. Besonders die 
Sozialisten erwägen ernstlidi die 
Möglidikeit, gegen den Plan einer 
Europaarmee mit deutsdier Betei­
ligung zu stimmen, weil sie den 
Augenblidc für die Herstellung der 
deutsdien G leidibereditigung auf 
m ilitärisdier Eebene nodi n id it für 
gekommen halten. Ä hnlidie Ten­
denzen m adien sidi im gaullisti- 
sdien Lager bemerkbar. Dort zieht 
man der übernationalen europäi­
sdien Lösung ein- deutsdi-französi- 
sdies Tete-ä-Tete mit k lar betonter 
französisdier Überlegenheit vor.

Unter ’ diesen Voraussetzungen 
ist es n id it erstaunlidi, wenn der 
am östlidien Horizont plötzlidi er- 
sdiienene Olivenzweig der deut­
sdien Einheit in Frankreidi ein 
hoffnungsvolles Edio fand. Man 
erblidite dahinter sofort die so­
w jetisdie Absidit, über die W ie­
derherstellung eines geeinten 
Deutsdilands die W iederaufrüstung 
des N adibarlandes zu verhindern. 
Dieses Ziel M oskaus entspridit 
weitgehend den Gefühlen von Pa­
ris. W enn Rußland bereit ist, auf 
seine Ansprüdie in Deutsdiland zu 
verziditen und dort eine demokra- 
tisdie Entwiddung im w estlidien 
Sinne n id it m ehr zu sabotieren, 
sieht m an im V erzidit auf den 
deutsdien W ehrbeitrag keinen zu 
hohen Preis. G leidizeitig erhofft 
man sidi von einer derartigen Ent- 
w idilung in Deutsdiland eine we- 
sentlidie Entspannung des inter­
nationalen Klimas mit der damit 
verbundenen M öglidikeit, das west- 
lidie W iederaufrüstungsprogramm 
auf den Umfang, der mit der finan­
ziellen Leistungsfähigkeit der euro­
päisdien Länder vereinbar ist, ein- 
zusdiränken.

Es m angelt allerdings audi nidit 
an ernsten Vorbehalten. Man will 
Gewißheit haben, daß es der So­
wjet-Union auf keinen Fall gelin­
gen kann, ein geeintes Deutsdiland 
in  irgendeiner Form zu bolsdiewi- 
sieren und dam it die w estlidie 
Verteidigungslinie endgültig von 
der Elbe zum Rhein zurüdczudrän- 
gen. Im gleidien Sinne will man 
der deutsdien Diplomatie keine

unbesdiränkte Bewegungsfreiheit 
lassen, damit sie n id it eines Tages 
den W eg nadi dem Osten wählt. 
Die W irtsdiaft befürditet vor allen 
Dingen die Anziehungskraft der 
osteuropäisdien M ärkte für die 
deutsdie Industrie. Eine w irtsdiaft- 
lidie O storientierung des Nadibar- 
landes w ürde das europäisdie 
G leidigewidit erheblidi stören und 
gleidizeitig die französisdie Land­
w irtsdiaft des deutsdien Absatz­
gebietes berauben.

Aus diesen versdiiedenen Grün­
den, die hier nur andeutungs-

weise erw ähnt w erden können, 
lehnt Paris eine restlose deutsdie 
N eutralisierung ab. Politisdi, wirt- 
sdiaftlidi und n id it zuletzt geistig 
muß audi ein geeintes Deutsdiland 
nad i französisdier Überzeugung 
unbestreitbar zum W esten gehören. 
Denkbar und w ünsdiensw ert ist 
lediglidi seine m ilitärisdie Neu­
tralisierung, d. h. der gemeinsam 
vom W esten und vom O sten neu 
zu bestätigende und zu kontrollie­
rende Besdiluß, daß Deutsdiland 
nunmehr endgültig dem ilitarisiert 
bleibt. (fr.)

BENELUX erhofft eine europäisdie Lösung
Brüssel/Den Haag, 15. 10. 51 W eldie Gesinnung würde, so fragt

D ie  ideologisdien, politisdien und 
w irtsdiaftlidien Fragen des Pro­
blems der deutsdien W iederver­
einigung begegnen audi in  den sog. 
Beneluxstaaten einer gewissen Be- 
aditung, die allerdings in der Presse 
weit größer als in den Gesprädien 
der „men in  the Street" ist. Deut- 
lid i ist dabei das Bewußtsein, daß 
diese Fragen nidit eine deutsdie 
Angelegenheit bilden, sondern daß 
es sidi hier um gesam teuropäisdie 
Probleme handelt, die deshalb audi 
im gesam teuropäisdien Zusammen­
hang entsdiieden w erden müssen.

Daß die Bevölkerung nur ein be- 
sdiränktes Interesse zeigt, ist te il­
weise auf die alle Aufmerksamkeit 
beansprudienden Probleme der 
eigenen Politik und W irtsdiaft zu- 
rüdizuführen. Der I d e o l o g i ­
s c h e n  Seite der heute in Deutsdi­
land so aktuell sdieinenden Pro­
bleme wird nur ein geringes V er­
ständnis entgegengebradit. Daß es 
sidi um deutsdie M ensdien han­
delt, die w ieder in einem gemein­
samen deutsdien Haus wohnen 
möditen, geht an m andien vorbei, 
was wohl, außer auf eine politisdie 
Apathie, darauf zurüdczuführen 
sein wird, daß man hier ähnlidie 
Trennungsprobleme n id it kennt und 
sein N adikriegsressentim ent, nodi 
nidit hat überwinden können. Viele 
sehen das V erhältnis und die Zu­
sammenarbeit mit Deutsdiland 
nodi als politisdie und wirtsdiaft- 
lidie Notwendigkeit, die das Herz 
(nodi) nidit zu berühren vermag.

P o l i t i s c h  besdiäftigt man sidi 
sdion m ehr mit der deutsdien 
Frage, wobei die Frage nadi den 
G rotewohl'sdien (russisdien) Ab­
siditen im Vordergrund steht.

man sidi, das gesam te Deutsdiland 
beherrsdien? W enn viele sdion 
eine zu große politisdie Stärkung 
Deutsdilands nidit befürworten, ist 
man sidi darüber einig, daß ein 
dem okratisdies Deutsdiland eine 
geringere Bedrohung für die Sidier- 
heit der kleinen S taaten bilden 
würde als ■ ein autoritäres Reidi. 
A udi ist man darüber durdiaus im 
klaren, daß kommunistisdie und 
ändere extrem istisdie Gefahren in 
einem W estdeutsdiland, das auf die 
Dauer auf sidi selbst gestellt ist, 
nidit vernadilässigt w erden dürfen.

W ill man eine hiesige „commu­
nis opinio“ herauskristallisieren, 
so dürfte das die sein, daß man 
eine W iedervereinigung Deutsdi­
lands begrüßen würde, wenn sie 
zur Erriditung eines w irklidi demo- 
kratisdien S taates führt, weil dies 
eine Stärkung der w esteuropäisdien 
Demokratie und einen gesteigerten 
W iderstand gegen den Kommunis­
mus bedeuten würde.

Von jeher hatte  m an h ier mehr 
w i r t s c h a f t l i c h e  Bindungen 
mit dem Gebiet der heutigen Bun­
desrepublik als mit Ostdeutsdiland. 
Daher spielt h ier die Frage einer 
W iederersdiließung Ostdeutsdi- 
lands, außer auf dem V erkehrs­
gebiet (Verhältnis der N ordsee­
häfen zum je tzt hinterlandlosen 
Hamburg), n id it die Hauptrolle. 
Demgegenüber ist die Höhe des 
deutsdien W ohlstandes für die 
W irtsdiaft der Beneluxländer von 
entsdieidender Bedeutung, ü b e r­
dies dürfte eine umfassende — und 
geredite — europäisdie W irtsdiafts- 
integration ohne die Einbeziehung 
des ostdeutsdien Raumes kaum zu 
verw irklidien sein. Audi diejenigen,
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die die europäisdie W irtsdiaft in 
diesem Lidit betraditen, begrüßen 
eine auf friedlidiem W eg durdi- 
zuführende W iedervereinigung 
Deutsdilands.

Diese W iedervereinigung würde 
das heutige W esteuropa, das längst 
kein geographisdier Begriff mehr 
ist, zweifellos kräftigen, w enigstens 
wirtsdiaftlidi. Jedodi liegt die poli­
tisdie Entsdieidung w eder allein in 
deutsdier, nodi allein in  euro­
päisdier Hand. Europäisdi gesehen 
wäre die W iedervereinigung nur 
unvollständig, wenn die heutigen 
politisdien Verhältnisse weiterbe- 
stehen bleiben. Das heißt, sollte die 
Lösung w irklidi europäisdi und da­
mit im Interesse der europäisdien 
Völker sein, so sollten die deut­

sdien Teile sidi in voller Selbstän­
digkeit entsdieiden und sollte Ge- 
sam tdeutsdiland dieselbe Selbstän­
digkeit erlangen können. W ürde 
das jedodi die Verteidigung W est­
europas gegen den Kommunismus 
nidit sdiädigen? Dieser Einwand 
sdieint bereditigt, aber audi hier 
m adien sidi viele keine allzu 
großen Illusionen über den W ert 
des deutsdien Verteidigungsbei­
trags unter den heutigen V erhält­
nissen. Die W iedereinbeziehung 
des gesamten deutsdien Raumes in 
die politisdie und w irtsdiaftlidie 
Gesamtheit Europas wäre ein Vor­
teil, eine Lebensnotwendigkeit, für 
unseren alten Erdteil, die bestimmte 
politisdie Opfer reditfertigen 
dürfte. (-e-)

N O R D EU R O PA : „Im Zeitm om ent liegt die Chance"
Stodiholm, 13. 10. 51 gemeint sein könnte als bei frühe-

Prinzipiell w ird audi im Norden 
sdion seit längerem  die Zerreißung 
Deutsdilands in zwei Teile aus 
politisdien und m ehr v ielleidit 
nodi aus w irtsdiaftlidien Erwä­
gungen als eine glatte Fehlkon­
struktion angesehen, die für Europa 
zu einem Herd ständiger Beunruhi­
gung werden müßte, falls sie zum 
Dauerzustand w erden sollte. Vom 
Blidcpunkt des Nordens kommt 
hierbei der w irtsdiaftlidien Seite 
deshalb eine relativ  größere Be­
deutung zu, weil W estdeutsdiland 
wegen des V erlustes großer Teile 
seiner Ernährungsbasis kaum, wenn 
überhaupt, als lebensfähig ange­
sehen wird. Die Konsequenz eines 
vergleidisweise stärkeren wirt- 
sdiaftlidien Gewidits ergibt sidi 
aber audi daraus, daß der Norden 
seit zwei J a h re n . bem üht ist, die 
wirtsdiaftlidien Beziehungen nidit 
nur zu W estdeutsdiland, sondern 
audi zur deutsdien Ostzone tiadi 
Möglidikeit auszubauen.

Angesidits des versdiärften  Ge­
gensatzes W esten — O sten beur­
teilt Nordeuropa die W iederver­
einigung Deutsdilands als die 
wohl sdiwierigste und delikateste, 
gleidizeitig audi gefährlidiste Frage 
der Nadikriegszeit. W enn es die 
M öglidikeiten und A ussiditen ihrer 
Lösung gegeiiwärtig trotzdem po­
sitiver als bisher beurteilt, dann 
liegt dem die Vermutung zugrunde, 
daß das neueste Angebot der deut­
sdien Ostzone bzw. der UdSSR, 
vielleidit dodi um einiges ernster

ren Gelegenheiten. M oskau sieht 
in der geplanten W iederaufrüstung 
W estdeutsdilands zweifellos eine 

.ernste  Bedrohung, deren Abwen­
dung m it der W iedervereinigung 
Deutsdilands und der Abwidselung 
der Besatzung sehr w ahrsdieinlidi 
billiger bezahlt w äre als mit der 
Fortsetzung und gar nodi V erstär­
kung der internationalen Rüstung, 
von der sdiließlidi kein M ensdi 
ahnen kann, wohin sie eines Tages 
führt. Die Gefahr des offenen, mili- 
tärisdien Konflikts wird zudem — 
nadi nordeuropäisdier Auffassung 
— in dem Maße geringer, als die 
Rüstung des W estens fortsdireitet. 
Das ehemals große und bedenk- 
lid ie m ilitärisdie Vakuum wird 
mehr und m ehr ausgefüllt, um in 
absehbarer Zeit verm utlidi ganz zu 
versdi winden.

In dieser Lage w ird, Deutsdi­
lands gegenwärtige Position als 
stark  angesehen. Das „Rede-Duell" 
zwisdien Bundeskanzler Adenauer 
und M inisterpräsident Grotewohl,

wie es hier bezeidinet wird, wird 
in den Nordländern gern mit der 
Stresem ann'sdien Politik Ende der 
zwanziger Jahre  verglidien, deren 
Ziel zunädist der Ausgleidi mit 
den W estm äditen w ar und als 
zweite Etappe auf die W iederein­
fügung Deutsdilands in das „Kon­
ze rt“ der Großmädite abzielte. Wo 
bliebe dabei aber, auf die heutigen 
Verhältnisse übertragen, die Frage 
der deutsdien Aufrüstung? Da der 
ganze Fragenkomplex äußerst de­
likat ist, da ein „W ettrüsten“ für 
die UdSSR, ä la  longue gefähr- 
lid ier sein dürfte als für den W e­
sten und da sid i politisdie Ent- 
widclungen dieser A rt grundsätz- 
lid i n id it im Blitztempo zu voll­
ziehen pflegen, bestünde die große 
Chance im Zeitmoment! Ist die 
W iedervereinigung Deutsdilands 
erst einmal zur vollendeten Tat­
sadie geworden, dann dürfte sidi 
nad i nordeuropäi&dier Auffassung 
— früher oder später — sid ier die 
Gelegenheit ergeben, audi in die­
ser Riditung eine Lösung zu fin­
den, bei der eine Drohung vom 
O sten her nidit m ehr unbedingt 
gegeben sein muß und bei der 
gleidizeitig audi den Belangen des 
W estens Redinung getragen wer­
den könnte. Die politisdie Chance 
dürfte eine w esentlidie Förderung 
von der Seite der w irtsdiaftlidien 
Integration Europas her erfahren 
können, die zunädist zwar erst 
nodi im Anfangsstadium steht, die 
als generelle Entwidclungslinie aber 
n id it m ehr aufgehalten werden 
kann, ^worüber selbst in Moskau 
kaum nodi ein Zweifel bestehen 
dürfte. Da sidi jedodi der Ablauf 
dieses ganzen Prozesses als hödist 
kompliziert, zeitraubend und audi 
n id it ganz ungefährlidi darstellt, 
w ird es in  Nordeuropa für zwedi- 
mäßig gehalten, ihn nidit zu for: 
eieren, sondern ihn mit äußerster 
V orsidit zu betreiben. (dt.)

ÖSTERREICH befürchtet Deutsdilands Isolierung
Salzburg, den 12. 10. 51 

I n  ö s te rre id i erfolgte bisher nodi 
keine Erklärung der Regierung 
zur Frage der gesamtdeutsdien 
Wahlen, und das ist audi kaum zu 
erwarten. Für üie am tlidie Politik, 
die peinlidi bem üht ist, allem 
Problematisdien auszuweidien, han­
delt es sidi um eine innerdeutsdie 
Frage oder um eine Auseinander­
setzung zwisdien den Großmädi-

ten, in  die sid i ein besetztes Land 
am besten n id it einmengt. A ller­
dings könnte m an darin wieder 
einmal ein Anzeidien einer Ent­
spannung sehen, die dem Staats­
vertrag neuen Auftrieb geben 
könnte, wenn m an n id it sdion zu 
viel Enttäusdiungen erlitten hätte.

A udi die Blätter verfolgen die 
deutsdie Entwidilung aufmerksam, 
ziehen aber daraus ebensowenig
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einen Schluß, der die besondere 
österreichische Problematik heraus­
arbeiten würde. Selbstverständlich 
begrüßt man aber auch hier alles, 
was zu einer Entspannung führen 
kann und erkennt das Recht auf 
deutsche Einheit und Selbstbestim­
mung an, wenn auch mit verschie­
denen Nüancen.

Manches der deutsciien Proble­
matik ist dem O sterreidier fremd, 
wie etwa der Anspruch auf un­
bedingte Gleichheit und überhaupt 
die ganze Frage der W iederbewaff­
nung. Österreich ist zw ar auch 
vierfach besetzt, besitzt aber eine 
Zentralregierung, deren Befehle im 
großen und ganzen, besonders 
wenn man sich klug auf das Mög­
liche beschränkt, in allen Zonen 
befolgt werden. Natürlich hat man 
im Osten m ehr Grund zur Klage 
als im W esten. D aher ist man im 
O sten und in W ien auch ungleich 
m ehr am Staatsvertrag interessiert 
als im W esten, wo man sich mit 
dem westlichen Protektorat mehr 
oder weniger abgefunden hat. Eine 
besondere Initiative zur Erreichung 
des Staatsvertrages ist daher kaum 
zu erwarten, bevor gesamtdeutsche 
W ahlen bewiesen haben, daß auch 
für ihn die Zeit gekommen ist.

In Österreich hat sich, obwohl 
die Front des Kalten Krieges m it­
ten durchläuft, eine A rt modus 
vivendi zwischen den Mächten ge­
bildet. Nur diese, nicht die Ö ster­
reicher, können diesen Modus 
ändern. Das ist wohl der wesent­
liche Unterschied zwischen der 
österreichischen und der deutschen 
Haltung, die meint, daß nationale 
Forderungen innerhalb eines ge­
wissen Rahmens einmal Gehör fin­
den müssen.

Dazu kommt die bange Frage 
nach dem Nachher. Österreich hat 
aus dem Interessenkonflikt der 
Großmächte im Donauraum erheb­
liche Vorteile gezogen. Eine V er­
ständigung der Großmächte würde 
zu einer Verminderung der ameri­
kanischen Hilfe für Österreich, 
vielleicht zu einem gänzlichen Des­
interessem ent an Europa führen. 
Die angedrohte Kürzung der ERP- 
Hilfe für 1952/53 um 70 Mill. $ hat 
bereits alarm ierend gewirkt. W irt­
schaftlicher Zusammenbruch und 
kommunistische Infiltration würden 
folgen — auch dann, wenn die 
Sowjettruppen abziehen. Daher

wird die Möglichkeit, über den 
Umweg der gesamtdeutschen W ah­
len zum Staatsvertrag zu kommen, 
zwar offiziell begrüßt, tatsächlich 
aber mit geheimer Sorge verfolgt.

Die W iederherstellung der deut­
schen Einheit läßt aber eine ganz 
neue Gruppierung in Europa er­
warten. Denn hier entsteht — 
wenn die Großmächte ehrlich Vor­
gehen wollen — der langgesuchte 
Ansatzpunkt einer echten dritten 
M adit, nämlich eines V ereinten 
Europa, für das der Begriff der 
N eutralität kulturell und politisch 
sinnvoll und auch realisierbar wäre. 
Will das ERP ein blühendes, vom 
Kommunismus nicht bedrohtes 
selbständiges Europa schaffen, so 
wird dieses Ziel nur durch Ein­
beziehung eines befriedeten, also 
vereinten Deutschland erreicht. 
Dann wird die F inanzhilfe ' auch 
weniger bedeutsam sein. Die Fem- 
w irkungen auf Zwischeneuropa, die 
von diesem Deutschland ausgehen, 
sind naheliegend. Es wird ein Be­
weis für die Ehrlichkeit der Bestre­
bungen der Sowjets sein, w enn sie

sich diesen Fernwirkungen nicht 
entziehen, wozu auch die Räumung 
ihrer W iener Stellung gehören 
müßte. Ihre Sicherheit bleibt ja  
noch immer durch ihre starke 
W ehrmacht gewährleistet.

Österreich hätte  also allen Grund, 
sich ebenfalls für die deutsche 
Einigung einzusetzen, w ürde doch 
ihre Durchführung einen w irk­
lichen Schritt zum Frieden bedeu­
ten. Die Voraussetzungen, die man 
seitens des W estens an die Form 
der W ahlen stellt, müßten dabei 
selbstverständlich erfüllt werden, 
doch ist dies nicht Österreichs 
Sache. Es muß in  diesen gesamt­
deutschen W ahlen ein Schritt zum 
V ereinten Europa gesehen werden, 
denn sie sollen nicht zu einer 
neuen, verhängnisvollen Isolierung 
Deutschlands führen, sondern ein 
konstruktiver Beitrag zum Frieden 
sein. Sache . der Regierungen, die 
das Vereinte Europa begrüßen, ist 
es daher, auch diese W ahlen zu 
unterstützen, um durch sie einen 
der schlimmsten Gefahrenherde für 
Europa zu beseitigen. (ly)

Die Deutschlandfrage ist eine Europafrage

W enn die europäischen Meinungen, soweit sie hier vorliegen, auch 
darin übereinstimmen, daß die W iedervereinigung Deutschlands eine 

europäische Angelegenheit sei, so spricht doch gleichzeitig aus allen 
Äußerungen eine Scheu, sich initiativ dieser Angelegenheit anzunehmen 
und sie zur eigenen Sache zu machen. Es wird gewissermaßen nur w ider­
willig zugegeben, daß die Beseitigung dieses Gefahrenherdes, den die 
politisch unverantwortliche Teilung Deutschlands darstellt, letztlich über­
haupt entscheidend sein könnte, ob jemals ein Europa als politischer und 
wirtschaftlicher Begriff existieren wird.

Europa ist aber ein sehr lebendiger kultureller Begriff. Solange das 
wirtschaftlich und politisch vereinte Europa noch nicht besteht, tragen die 
Regierungen der europäischen N ationalstaaten die V erantw ortung dafür, 
daß Europa als Ganzes erhalten bleibt. Ein halbes Europa ist kein Europa. 
Es scheint mir eine etwas perfide Diplomatie der Großmächte zu sein, 
die für den durch Europa durchgehenden Trennungsstrich verantwortlich 
sind, wenii sie den Prozeß sich so abspielen lassen, daß er in einem 
ideologischen Streitgespräch zwischen Deutschen versandet. W ir dürfen 
uns nicht in ein deutsches Hausgezänk hineinm anöverieren lassen. Denn 
es ist eben nicht so, daß „sich die Deutschen nur an einen Tisch zu setzen 
brauchen“, um die W iedervereinigung Deutschlands durchzuführen.

Es scheint mir deshalb unsere vordringlichste Aufgabe zu sein, daß 
wir die in den europäischen Ländern latente Erkenntnis von dem euro­
päischen Gefahrenherd der deutschen Teilung so lebendig machen, daß 
sie unsere Forderung an die Großmächte nach W iedervereinigung mit 
eigener Initiative aufgreifen. Diese Forderung müssen w ir ,mit unserem 
ganzen wirtschaftlichen, sozialen und diplomatischen Gewicht stellen. Und 
man hört im Ausland immer wieder, daß dieses Gewicht gar nicht so 
gering sei. Es kommt in der Politik viel darauf an, daß Forderungen zur 
richtigen Zeit gestellt werden, denn es ist selten abzusehen, wie lange 
eine Konstellation andauert, gewiß ist nur, daß eine Konstellation in 
gleichen Konjunkturen nicht w iederkehrt. (sk)
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